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ZWEITER TEIL
Das Grundstück und seine Bebauung

§ 4 Bebauung der Grundstücke

(1) Gebäude dürfen nur errichtet werden, wenn das Grundstück in
angemessener Breite an einer befahrbaren öffentlichen Verkehrsflä-
che liegt oder eine befahrbare, öffentlich-rechtlich gesicherte Zu-
fahrt zu einer befahrbaren öffentlichen Verkehrsfläche hat; bei
Wohnwegen kann auf die Befahrbarkeit verzichtet werden, wenn
keine Bedenken wegen des Brandschutzes bestehen.
(2) Die Errichtung eines Gebäudes auf mehreren Grundstücken ist
zulässig, wenn durch Baulast gesichert ist, dass keine Verhältnisse
eintreten können, die den Vorschriften dieses Gesetzes oder den auf
Grund dieses Gesetzes erlassenen Vorschriften zuwiderlaufen.
(3) 1Bauliche Anlagen mit Feuerstätten müssen von Wäldern, Moo-
ren und Heiden mindestens 30 m entfernt sein; die gleiche Entfer-
nung ist mit Gebäuden von Wäldern sowie mit Wäldern von Gebäu-
den einzuhalten. 2Dies gilt nicht für Gebäude, die nach den
Festsetzungen des Bebauungsplans mit einem geringeren Abstand
als nach Satz 1 zulässig sind, sowie für bauliche Änderungen recht-
mäßig bestehender baulicher Anlagen. 3Ausnahmen können zuge-
lassen werden. 4Größere Abstände können verlangt werden, soweit
dies wegen des Brandschutzes oder zur Sicherheit der Gebäude er-
forderlich ist.

§ 5 Abstandsflächen

(1) 1Vor den Außenwänden von baulichen Anlagen müssen Ab-
standsflächen liegen, die von oberirdischen baulichen Anlagen frei-
zuhalten sind. 2Eine Abstandsfläche ist nicht erforderlich vor Au-
ßenwänden an Grundstücksgrenzen, wenn nach planungsrechtli-
chen Vorschriften
1. an die Grenze gebaut werden muss, es sei denn, die vorhandene

Bebauung erfordert eine Abstandsfläche, oder
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2. an die Grenze gebaut werden darf und öffentlich-rechtlich gesi-
chert ist, dass auf dem Nachbargrundstück ebenfalls an die
Grenze gebaut wird.

3Die öffentlich-rechtliche Sicherung ist nicht erforderlich, wenn
nach den Festsetzungen einer abweichenden Bauweise unabhängig
von der Bebauung auf dem Nachbargrundstück an die Grenze gebaut
werden darf.
(2) 1Die Abstandsflächen müssen auf dem Grundstück selbst liegen.
2Sie dürfen auch auf öffentlichen Verkehrsflächen, öffentlichen
Grünflächen und öffentlichen Wasserflächen liegen, bei beidseitig
anbaubaren Flächen jedoch nur bis zu deren Mitte.
(3) 1Die Abstandsflächen dürfen sich nicht überdecken. 2Dies gilt
nicht für Abstandsflächen von Außenwänden, die in einem Winkel
von mehr als 75° zueinander stehen.
(4) 1Die Tiefe der Abstandsfläche bemisst sich nach der Wandhöhe;
sie wird senkrecht zur jeweiligen Wand gemessen. 2Als Wandhöhe
gilt das Maß vom Schnittpunkt der Wand mit der Geländeoberfläche
bis zum Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut oder bis zum obe-
ren Abschluss der Wand. 3Ergeben sich bei einer Wand durch die
Geländeoberfläche unterschiedliche Höhen, ist die im Mittel gemes-
sene Wandhöhe maßgebend. 4Sie ergibt sich aus dem arithmeti-
schen Mittel der Höhenlage an den Eckpunkten der baulichen An-
lage; liegen bei einer Wand die Schnittpunkte mit der Dachhaut oder
die oberen Abschlüsse verschieden hoch, gilt dies für den jeweili-
gen Wandabschnitt. 5Maßgebend ist die tatsächliche Geländeober-
fläche nach Ausführung des Bauvorhabens, soweit sie nicht zur Ver-
ringerung der Abstandsflächen angelegt wird oder wurde.
(5) Auf die Wandhöhe werden angerechnet
1. die Höhe von Dächern oder Dachaufbauten mit einer Neigung

von mehr als 70° voll und von mehr als 45° zu einem Viertel,
2. die Höhe einer Giebelfläche zur Hälfte des Verhältnisses, in dem

ihre tatsächliche Fläche zur gedachten Gesamtfläche einer recht-
eckigen Wand mit denselben Maximalabmessungen steht; die
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Giebelfläche beginnt an der Horizontalen durch den untersten
Schnittpunkt der Wand mit der Dachhaut,

3. bei Windenergieanlagen nur die Höhe bis zur Rotorachse, wobei
die Tiefe der Abstandsfläche mindestens der Länge des Rotorra-
dius entsprechen muss.

(6) 1Bei der Bemessung der Abstandsfläche bleiben außer Betracht
1. untergeordnete Bauteile wie Gesimse, Dachvorsprünge, Ein-

gangs- und Terrassenüberdachungen, wenn sie nicht mehr als
1,5 m vor die Außenwand vortreten,

2. Vorbauten wie Wände, Erker, Balkone, Tür- und Fenstervorbau-
ten, wenn sie nicht breiter als 5 m sind, nicht mehr als 1,5 m vor-
treten

und von Nachbargrenzen mindestens 2 m entfernt bleiben. 2Außer-
dem bleibt die nachträgliche Wärmedämmung eines bestehenden
Gebäudes außer Betracht, wenn sie einschließlich der Bekleidung
nicht mehr als 0,30 m vor die Außenwand tritt; führt eine nachträg-
liche Dämmung des Daches zu einer größeren Wandhöhe, ist die zu-
sätzlich erforderliche Abstandsfläche auf dieses Maß anzurechnen.
(7) 1Die Tiefe der Abstandsflächen beträgt
1. allgemein 0,4 der Wandhöhe,
2. in Kerngebieten, Dorfgebieten, urbanen Gebieten und in beson-

deren Wohngebieten 0,2 der Wandhöhe,
3. in Gewerbegebieten und in Industriegebieten sowie in Sonderge-

bieten, die nicht der Erholung dienen, 0,125 der Wandhöhe.
2Sie darf jedoch 2,5 m, bei Wänden bis 5 m Breite 2 m nicht unter-
schreiten.

§ 6 Abstandsflächen in Sonderfällen

(1) 1In den Abstandsflächen baulicher Anlagen sowie ohne eigene
Abstandsflächen sind zulässig:
1. Gebäude oder Gebäudeteile, die eine Wandhöhe von nicht mehr

als 1 m haben,
2. Garagen, Gewächshäuser und Gebäude ohne Aufenthaltsräume

mit einer Wandhöhe bis 3 m und einer Wandfläche bis 25 m2,
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3. bauliche Anlagen, die keine Gebäude sind, soweit sie nicht höher
als 2,5 m sind oder ihre Wandfläche nicht mehr als 25 m2 beträgt,

4. landwirtschaftliche Gewächshäuser, die nicht unter Nummer 2
fallen, soweit sie mindestens 1 m Abstand zu Nachbargrenzen
einhalten.

2Für die Ermittlung der Wandhöhe nach Satz 1 Nummer 2 ist der
höchste Punkt der Geländeoberfläche zugrunde zu legen. 3Die
Grenzbebauung im Falle des Satzes 1 Nummer 2 darf entlang den
einzelnen Nachbargrenzen 9 m und insgesamt 15 m nicht über-
schreiten.
(2) Werden mit Gebäuden oder Gebäudeteilen nach Absatz 1 den-
noch Abstandsflächen eingehalten, so müssen sie gegenüber Nach-
bargrenzen eine Tiefe von mindestens 0,5 m haben.
(3) 1Geringere Tiefen der Abstandsflächen sind zuzulassen, wenn
1. in überwiegend bebauten Gebieten die Gestaltung des Straßen-

bildes oder besondere örtliche Verhältnisse dies erfordern oder
2. Beleuchtung mit Tageslicht sowie Belüftung in ausreichendem

Maße gewährleistet bleiben, Gründe des Brandschutzes nicht
entgegenstehen und nachbarliche Belange nicht erheblich beein-
trächtigt werden.

2In den Fällen der Nummer 1 können geringere Tiefen der Abstands-
flächen auch verlangt werden.

§ 7 Übernahme von Abständen und Abstandsflächen auf
Nachbargrundstücke

1Soweit nach diesem Gesetz oder nach Vorschriften auf Grund die-
ses Gesetzes Abstände und Abstandsflächen auf dem Grundstück
selbst liegen müssen, dürfen sie sich ganz oder teilweise auf andere
Grundstücke erstrecken, wenn durch Baulast gesichert ist, dass sie
nicht überbaut werden und auf die auf diesen Grundstücken erfor-
derlichen Abstandsflächen nicht angerechnet werden. 2Vorschrif-
ten, nach denen in den Abstandsflächen bauliche Anlagen zulässig
sind oder ausnahmsweise zugelassen werden können, bleiben un-
berührt.
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§ 8 Teilung von Grundstücken

(1) Durch die Teilung eines Grundstücks, das bebaut oder dessen
Bebauung genehmigt ist, dürfen keine Verhältnisse geschaffen wer-
den, die Vorschriften dieses Gesetzes oder auf Grund dieses Geset-
zes widersprechen.
(2) 1Die geplante Teilung eines Grundstücks nach Absatz 1 ist der
unteren Baurechtsbehörde zwei Wochen vorher anzuzeigen; § 19
Absatz 1 BauGB gilt entsprechend. 2Soll bei der Teilung von Vor-
schriften dieses Gesetzes oder auf Grund dieses Gesetzes abgewi-
chen werden, ist § 56 entsprechend anzuwenden.

§ 9 Nichtüberbaute Flächen der bebauten Grundstücke,
Kinderspielplätze

(1) 1Die nichtüberbauten Flächen der bebauten Grundstücke müs-
sen Grünflächen sein, soweit diese Flächen nicht für eine andere zu-
lässige Verwendung benötigt werden. 2Ist eine Begrünung oder Be-
pflanzung der Grundstücke nicht oder nur sehr eingeschränkt
möglich, so sind die baulichen Anlagen zu begrünen, soweit ihre Be-
schaffenheit, Konstruktion und Gestaltung es zulassen und die Maß-
nahme wirtschaftlich zumutbar ist.
(2) 1Bei der Errichtung von Gebäuden mit mehr als drei Wohnun-
gen, die jeweils mindestens zwei Aufenthaltsräume haben, ist auf
dem Baugrundstück oder in unmittelbarer Nähe auf einem anderen
geeigneten Grundstück, dessen dauerhafte Nutzung für diesen
Zweck öffentlich-rechtlich gesichert sein muss, ein ausreichend
großer Spielplatz für Kleinkinder anzulegen. 2Die Art, Größe und
Ausstattung der Kinderspielplätze bestimmt sich nach der Zahl und
Größe der Wohnungen auf dem Grundstück. 3Es genügt auch, eine
öffentlich-rechtlich gesicherte, ausreichend große Grundstücksflä-
che von baulichen Anlagen, Bepflanzung und sonstiger Nutzung
freizuhalten, die bei Bedarf mit festen oder mobilen Spielgeräten für
Kleinkinder belegt werden kann. 4Die Sätze 1 bis 3 gelten nicht,
wenn die Art der Wohnungen einen Kinderspielplatz nicht erfor-
dert.
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(3) 1Die Baurechtsbehörde kann mit Zustimmung der Gemeinde zu-
lassen, dass der Bauherr zur Erfüllung seiner Verpflichtung nach Ab-
satz 2 einen Geldbetrag an die Gemeinde zahlt. 2Dieser Geldbetrag
muss innerhalb eines angemessenen Zeitraums für die Errichtung
oder den Ausbau eines nahegelegenen, gefahrlos erreichbaren kom-
munalen Kinderspielplatzes verwendet werden.

§ 10 Höhenlage des Grundstücks

Bei der Errichtung baulicher Anlagen kann verlangt werden, dass
die Oberfläche des Grundstücks erhalten oder ihre Höhenlage ver-
ändert wird, um
1. eine Verunstaltung des Straßen-, Orts- oder Landschaftsbildes zu

vermeiden oder zu beseitigen,
2. die Oberfläche des Grundstücks der Höhe der Verkehrsfläche

oder der Höhe der Nachbargrundstücke anzugleichen oder
3. überschüssigen Bodenaushub zu vermeiden.

DRITTER TEIL
Allgemeine Anforderungen an die Bauausführung

§ 11 Gestaltung

(1) 1Bauliche Anlagen sind mit ihrer Umgebung so in Einklang zu
bringen, dass sie das Straßen-, Orts- oder Landschaftsbild nicht ver-
unstalten oder deren beabsichtigte Gestaltung nicht beeinträchti-
gen. 2Auf Kultur- und Naturdenkmale und auf erhaltenswerte Eigen-
arten der Umgebung ist Rücksicht zu nehmen.
(2) Bauliche Anlagen sind so zu gestalten, dass sie nach Form, Maß-
stab, Werkstoff, Farbe und Verhältnis der Baumassen und Bauteile
zueinander nicht verunstaltet wirken.
(3) Die Absätze 1 und 2 gelten entsprechend für
1. Werbeanlagen, die keine baulichen Anlagen sind,
2. Automaten, die vom öffentlichen Verkehrsraum aus sichtbar

sind,
3. andere Anlagen und Grundstücke im Sinne von § 1 Absatz 1

Satz 2.
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(4) In reinen Wohngebieten, allgemeinen Wohngebieten, Dorfgebie-
ten und Kleinsiedlungsgebieten sind nur für Anschläge bestimmte
Werbeanlagen sowie Werbeanlagen an der Stätte der Leistung zuläs-
sig.

§ 12 Baustelle

(1) Baustellen sind so einzurichten, dass die baulichen Anlagen
ordnungsgemäß errichtet oder abgebrochen werden können und Ge-
fahren oder vermeidbare erhebliche Belästigungen nicht entstehen.
(2) 1Bei der Ausführung genehmigungspflichtiger Vorhaben hat der
Bauherr an der Baustelle den von der Baurechtsbehörde nach § 59
Absatz 1 erteilten Baufreigabeschein anzubringen. 2Der Bauherr hat
in den Baufreigabeschein Namen, Anschrift und Rufnummer der
Unternehmer für die Rohbauarbeiten spätestens bei Baubeginn ein-
zutragen; dies gilt nicht, wenn an der Baustelle ein besonderes
Schild angebracht ist, das diese Angaben enthält. 3Der Baufreigabe-
schein muss dauerhaft, leicht lesbar und von der öffentlichen Ver-
kehrsfläche aus sichtbar angebracht sein.
(3) Bei Vorhaben im Kenntnisgabeverfahren hat der Bauherr spätes-
tens bei Baubeginn an der Baustelle dauerhaft, leicht lesbar und von
der öffentlichen Verkehrsfläche sichtbar anzugeben:
1. Die Bezeichnung des Vorhabens,
2. den Namen und die Anschrift des Entwurfsverfassers und des

Bauleiters,
3. den Namen, die Anschrift und die Rufnummer der Unternehmer

für die Rohbauarbeiten.

(4) Bäume, Hecken und sonstige Bepflanzungen, die auf Grund an-
derer Rechtsvorschriften zu erhalten sind, müssen während der
Bauausführung geschützt werden.

§ 13 Standsicherheit

(1) 1Bauliche Anlagen müssen sowohl im Ganzen als auch in ihren
einzelnen Teilen sowie für sich allein standsicher sein. 2Die Stand-
sicherheit muss auch während der Errichtung sowie bei der Durch-
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führung von Abbrucharbeiten gewährleistet sein. 3Die Standsicher-
heit anderer baulicher Anlagen und die Tragfähigkeit des Baugrun-
des der Nachbargrundstücke dürfen nicht gefährdet werden.
(2) Die Verwendung gemeinsamer Bauteile für mehrere bauliche
Anlagen ist zulässig, wenn durch Baulast und technisch gesichert
ist, dass die gemeinsamen Bauteile beim Abbruch einer der aneinan-
derstoßenden baulichen Anlagen stehen bleiben können.

§ 14 Schutz baulicher Anlagen

(1) 1Geräusche, Erschütterungen oder Schwingungen, die von orts-
festen Einrichtungen in einer baulichen Anlage ausgehen, sind so zu
dämmen, dass Gefahren sowie erhebliche Nachteile oder Belästi-
gungen nicht entstehen. 2Gebäude müssen einen ihrer Nutzung ent-
sprechenden Schallschutz haben.
(2) Bauliche Anlagen müssen so angeordnet, beschaffen und ge-
brauchstauglich sein, dass durch Wasser, Feuchtigkeit, pflanzliche
und tierische Schädlinge sowie andere chemische, physikalische
oder biologische Einflüsse Gefahren oder unzumutbare Belästigun-
gen bei sachgerechtem Gebrauch nicht entstehen.
(3) Gebäude müssen einen ihrer Nutzung und den klimatischen
Verhältnissen entsprechenden Wärmeschutz haben.

§ 15 Brandschutz

(1) Bauliche Anlagen sind so anzuordnen und zu errichten, dass der
Entstehung eines Brandes und der Ausbreitung von Feuer und
Rauch (Brandausbreitung) vorgebeugt wird und bei einem Brand die
Rettung von Menschen und Tieren sowie wirksame Löscharbeiten
möglich sind.
(2) Bauliche Anlagen, die besonders blitzgefährdet sind oder bei de-
nen Blitzschlag zu schweren Folgen führen kann, sind mit dauernd
wirksamen Blitzschutzanlagen zu versehen.
(3) Jede Nutzungseinheit muss in jedem Geschoss mit Aufenthalts-
räumen über mindestens zwei voneinander unabhängige Rettungs-
wege erreichbar sein; beide Rettungswege dürfen jedoch innerhalb
eines Geschosses über denselben notwendigen Flur führen.
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(4) 1Der erste Rettungsweg muss in Nutzungseinheiten, die nicht zu
ebener Erde liegen, über eine notwendige Treppe oder eine flache
Rampe führen. 2Der erste Rettungsweg für einen Aufenthaltsraum
darf nicht über einen Raum mit erhöhter Brandgefahr führen.
(5) 1Der zweite Rettungsweg kann eine weitere notwendige Treppe
oder eine mit Rettungsgeräten der Feuerwehr erreichbare Stelle der
Nutzungseinheit sein. 2Ein zweiter Rettungsweg ist nicht erforder-
lich, wenn die Rettung über einen sicher erreichbaren Treppenraum
möglich ist, in den Feuer und Rauch nicht eindringen können (Si-
cherheitstreppenraum).
(6) Zur Durchführung wirksamer Lösch- und Rettungsarbeiten
durch die Feuerwehr müssen geeignete und von öffentlichen Ver-
kehrsflächen erreichbare Aufstell- und Bewegungsflächen für die er-
forderlichen Rettungsgeräte vorhanden sein.
(7) 1Aufenthaltsräume, in denen bestimmungsgemäß Personen
schlafen, sowie Rettungswege von solchen Aufenthaltsräumen in
derselben Nutzungseinheit sind jeweils mit mindestens einem
Rauchwarnmelder auszustatten. 2Die Rauchwarnmelder müssen so
eingebaut oder angebracht werden, dass Brandrauch frühzeitig er-
kannt und gemeldet wird. 3Eigentümerinnen und Eigentümer be-
reits bestehender Nutzungseinheiten sind verpflichtet, diese bis
zum 31. Dezember 2014 entsprechend auszustatten. 4Die Sicherstel-
lung der Betriebsbereitschaft obliegt den unmittelbaren Besitzern,
es sei denn, der Eigentümer übernimmt die Verpflichtung selbst.
(8) Gebäude zur Haltung von Tieren müssen über angemessene Ein-
richtungen zur Rettung der Tiere im Brandfall verfügen.

§ 16 Verkehrssicherheit

(1) Bauliche Anlagen sowie die dem Verkehr dienenden, nichtüber-
bauten Flächen von bebauten Grundstücken müssen verkehrssicher
sein.
(2) Die Sicherheit und Leichtigkeit des öffentlichen Verkehrs darf
durch bauliche Anlagen oder deren Nutzung nicht gefährdet wer-
den.
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(3) Umwehrungen müssen so beschaffen und angeordnet sein, dass
sie Abstürze verhindern und das Überklettern erschweren.

§ 16a Bauarten

(1) Bauarten dürfen nur angewendet werden, wenn bei ihrer An-
wendung die baulichen Anlagen bei ordnungsgemäßer Instandhal-
tung während einer dem Zweck entsprechenden angemessenen
Zeitdauer die Anforderungen dieses Gesetzes oder auf Grund dieses
Gesetzes erfüllen und für ihren Anwendungszweck tauglich sind.
(2) 1Bauarten, die von Technischen Baubestimmungen nach § 73a
Absatz 2 Nummer 2 oder 3 Buchstabe a wesentlich abweichen oder
für die es allgemein anerkannte Regeln der Technik nicht gibt, dür-
fen bei der Errichtung, Änderung und Instandhaltung baulicher An-
lagen nur angewendet werden, wenn für sie
1. eine allgemeine Bauartgenehmigung durch das Deutsche Institut

für Bautechnik oder
2. eine vorhabenbezogene Bauartgenehmigung durch die oberste

Baurechtsbehörde

erteilt worden ist. 2§ 18 Absatz 2 bis 5 gilt entsprechend.
(3) 1Anstelle einer allgemeinen Bauartgenehmigung genügt ein all-
gemeines bauaufsichtliches Prüfzeugnis für Bauarten, wenn die
Bauart nach allgemein anerkannten Prüfverfahren beurteilt werden
kann. 2In den Technischen Baubestimmungen nach § 73a werden
diese Bauarten mit der Angabe der maßgebenden technischen Re-
geln bekannt gemacht. 3§ 19 Absatz 2 gilt entsprechend.
(4) Wenn Gefahren im Sinne des § 3 Absatz 1 Satz 1 nicht zu erwar-
ten sind, kann die oberste Baurechtsbehörde im Einzelfall oder für
genau begrenzte Fälle allgemein festlegen, dass eine Bauartgeneh-
migung nicht erforderlich ist.
(5) 1Bauarten bedürfen einer Bestätigung ihrer Übereinstimmung
mit den Technischen Baubestimmungen nach § 73a Absatz 2, den
allgemeinen Bauartgenehmigungen, den allgemeinen bauaufsichtli-
chen Prüfzeugnissen für Bauarten oder den vorhabenbezogenen
Bauartgenehmigungen. 2Als Übereinstimmung gilt auch eine Ab-


